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Einstellungen zur staatlichen Regelung des Schwangerschaftsabbruchs 
in Ost· und Westdeutschland 
Determinanten und politische Konsequenzen 

H•m Rattlnger 
Lehrstuhl für Politikwissenschaft II. Universität Bamberg. Feldkirchenstraße 21, D·f!600 Damberg 

Zu ~am m c n fass u ng: Auf der Grundlage einer Wiederholungsbefragung mit drei bzw. ZWL'i Erhebungs.wellen in 
den allen und den neuen Bundesländern in den Jahren 1990 bi11 1992 werden Bestimmungsfaktoren und politische 
folgen der Einstellungen zu den staatfü:hcn Regelungen des SchwangcrM:h1tft~bbrudm untCl!tucht. fa wird nach· 
gewiesen, daß die Annahme einheitlicher zusammenhänge in der Gesamtbevölkerung unhaltbar ist. vielmehr muß 
nach der persönlichen Wichtigkeit des ·rnemas für die Befragten, wegen der bisher untenchicdlichen Regelungen 
zwischen Os.t· und Westdeutschland und wegen des verschiedenen Ausmaßes der Betroffenheit zwischen Männern 
und Frauen differenziert werden. Im Vergleich zu anderen poli1ischcn Streitfragen ist die Problematik des Paragra-
phen 218 im Gc.samrmittel nichr von besonders hoher persönlicher Wichtigkeit fUr die Probanden. Wenn jedoi:h 
hohe persönliche Bedeutung angegeben wird, dann können die Hinstcllungen zum Ahtrcibunguccht deutlich besser 
erklltrt werden ab wenn das nicht &r Fall ist Dabei hängen die Wenbaltungen und politischen Grundorientierun-
gen der Befragten ~tärkcr mit ihren Einstellungen zum Paragraphen 21R zuu.mmcn als sozial5trukturclle Hinter-
grundvariablen oder Einschätzungen der aktuellen U:bennerhäJtnisse in der Bundesrepublik, Auf die Veneilung 
der Wahlabsichten wirken sich diese Einstellungen bei Kontrolle längcrfrist1gtr Parteibindungen in den alten Bun-
desländern kaum aus. In den neuen Bundesländern dagegen bestehen sowohl im Que,.. wie Im Längm:hnitt .s.ignifi· 
k.anlc Zusammenhänge. Be~mdcn §t1nk 1'ind i;ic hci den dortigen fraucn und bei hoher persönlicher Wichtigkeit 
der Thematik. 

1. Einleitung' 

Am 26. Juni 1992 verabschiedete der Deutsche 
Bundestag ein in Deutschland einheitlich gelten-
des Gesetz zur Neuregelung des Paragraphen 218 
des Strafgesetzbuches. Mit dieser Einlösung des 
Auftrages des Artikels 31 des Einigungsvertrages 
sollle ein wichtiger Schritt zur Vereinheitlichung 
der Rechtsordnungen in beiden Teilen Deutsch-
lands unternommen werden. Für Westdeutschland 
erfolgte damit zum zweiten Mal ein Anlauf zur 
Einfühnmg der Fristenregelung, nachdem der er-
ste der sozialliberalen Koalition am Bundesverfas-
sungsgericht gescheitert war. Anfang August 1992 
hielt das Verfassungsgericht das Inkrafttreten die-
ser Neuregelung durch eine einstweilige Anord· 
nung bis zu seiner endgültigen Entscheidung über 
die Verfassungsmäßigkeit der vom Bundesrag be-
schlossenen Novellierung an. 
Angesichts der UmstriUenheit dieser Reform und 
der nun bis auf weiteres fortbestehenden unter-
:schiedlichen rechtlichen Regelungen in Ost· und 
Westdeutschland ist selbstverständJich auch die 
Wissenschaft an dieser Problematik sehr interes· 
si.ert. Angesprochen sind vor allem die Rechtswis· 

1 Für die Durchführung der meisten Berechnungen für 
diesen Aufsatz danke. ich Herrn Andreas Heigl. 

senschaft und die Sorialwisscnschaften. wobei 
letzteren unter anderem die Aufgabe zukommt. 
die Einstellungen in der Bevölkerung :zu dieser 
Frage und die Folgen dieser Einstellungen aufzuar-
beiten. Beide Wissenschaften decken sehr unter-
schiedliche Facetten der Gesamtproblematik ab, 
nämlich einerseits die normative und andererseits 
die „faktische". Dabei ist es denkbar. daß von der 
einen Dis:1jplin im Einstellungs- und Verhaltensbe-
reich Mehrheiten für Posirioncn ermittelr werden, 
die von der anderen als nicht in Übereinstimmung 
mit dem Grundgesetz charakterisiert werden. 

Trotz der Brisanz des Themas ist die sozialwissen-
schaftliche Forschung zur Frage des Schwanger-
schaftsabbruchs in der Bundesrepublik im Ver-
gleich zu anderen Ländern nicht gerade üppig (vgl. 
die Uteraturliste von WiJcox und Berry 1992). lm 
Vordergrund der Aufmerksamkeit standen bisher 
vor allem zwei Themenkomplexe: Erstens wurden 
die Determinanten der Entscheidung zum Ab-
bruch bzw. Nicht-Abbruch einer Schwangerschaft 
untersucht, wobei der sozialstrukturelle Hinter-
grund, die jeweilige Lebenslage und die Einstel-
lungswelt der Schwangeren als die Hauptprädikto~ 
ren gelten können. Dies.er Untersuchungsansatz 
erstreckt sich also ausschließlich auf potentielle 
,;Täterinnen"; er bleibt hier ausgeblendet. 
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Die zweite HauprfragesteJJung zjeJt auf die Ejn-
stellungen in der Bevölkerung zu den staatlichen 
Regelungen des Schwangerschaftsabbruchs ab. die 
sich natürlich von Einstellungen 7.Um Schwanger-
schaftsabbruch seihst praktisch überhaupt nicht 
trennen lassen. Bisherige deskriptive Analysen 
führten zu dem Ergebnis. daß individuelle Einstel-
lungen zur staatlichen Regelung der Abtreibung 
einerseits durch sozialstrukturelle Faktoren wie 
Alter, Geschlecht und Bildung und andererseits 
durch grundlegende Wenhaltungen beeinflußt 
werden (Bora und Liebl 1986, Eichelbergcr 1989). 
In multivariaten Untersuchungen wird deutlich, 
daß zwischen diesen sozialstrukturellen Faktoren 
und den Wertorientierungen erhebliche Multikolli-
nearität bestehen kann. so etwa besonders hin-
sichtlich des Lebensalters, dessen Effekt auf Ein-
stellungen zum Schwangerschaftsabbruch einer-
seits auf lebenszyklisch verschiedene äu8cre Le-
ben!lumstände und andererseits auf lebenszyklisch 
und kohortenspezifisch unterschiedliche Wertori-
entierungen zurückzuführen ist (Erbslöh und 
Koch 1990). 
Besonders starke Auswirkungen auf die Einstel-
lungen zum Schwangerschaftsabbruch werden 
auch für die Konf~ionszugchörigkeit und cW. 
Ausmaß der Kirchenbindung berichtet. Je wichti-
ger Religion und Kirche für die Probanden sind, 
desto ablehnender stehen sie in der Regel einer 
Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs ge-
genüber. Dabei sind die zwischen Katholiken und 
Protestanten bestehenden Unterschiede nach der 
Unten.uchung von Eichelberger (1989) ausschließ-
lich ein Produkt der verschiedenen Kirchenbin-
dung: wird letztere kontroUiert, verschwinden die 
Differenzen zwischen Angehörigen der beiden 
großen Konfessionen gänzlich. Die mit den glei-
chen Daten (Allbus 1982) durchgeführte Untcrsu· 
chung von Bora und Lieb! (1986) kommt himücht-
lich det Rolle der Stärke der Kirchenbindung zu 
einem ganz ähnlichen Ergehnis, ferner wird dort 
auch auf die Bedeutung der allgemeinen politi-
schen Orientierung und weiterer individueller 
Werthaltungen für diesen Einstellungsbereich hin-
gewiesen. 
Eine interessante Differenzierung solcher Befun. 
de zum Einfluß von Konfession und Kirchenbin-
dung auf die Einstellungen zum Schwangersch1:1.fts-
abbruch bringt die unveröffentlichte Studie von 
Wilcox und Berry (1992), weil sie neben den lndi· 
vidualrnerkmalen auch den jeweiligen konfessio-
nellen Kontext berücksichtigt. Mit Daten eben· 
falls des Allbus 1982 (sowie vom Verfasser dieses 
Beitrags zur Verfügung gestellten neueren Daten) 

rephz.ieren diese Autoren die frtiheren Befunde 
über das Verschwinden des konfessionellen Unter-
!U:hieds bei Kontrolle der Kirchenbindung. Dar-
über hinaus 7.eigen !lie auch einen signifikanten Ef-
fekt des jeweiligen religiösen Kontextes auf. Da-
nach neJgcn Angehörige 1'eider sroßer Konfessio-
nen in Diaspora·Situalioncn besonden „radikal" 
den Positionen der jeweiligen Amtskirchen 1.u. 
während sie. wenn sie der jcwc1hgcn regionalen 
Mehrheitskonfession angehören, eher „liberaler·· 
ah. die jeweilige Amtskirche sind. Schiie81ich bek· 
gen sie mit den vom Verfas!Jer bercitgestelllen Da-
ten au11 dem Jahre 1991, d1tß das auch in diesem 
Beitrag später noch zu erwähnende Gefälle zwi-
schen Ostdeut<1chen und Westdeutschen VÖiiig er-
klärt werden kann durch die sehr unterschiedliche 
konfessionelle Zusammcnset.7.ung i.lcr beiden Lan-
desteile. 

Vor dem Hintergrund solcher Befunde und der Ak-
tualität der Thematik ergibt sich das Programm die-
ses Beitrag" wie folgt: Einer kurzen Reschreihung 
der Datenbasis folgt eine deskriptive Übersicht 
über die einschlägigen Bevölkcrung.-.einstellungen. 
Dabei wird besonders abgehoben auf Unterschiede 
zwischen Ost- und Wesldcutschland. was ange-
sichl~ der erwähnten Verschiedenheit der konfes-
sionellen Zusammensetzung und der über viele 
Jahrzehnte völllg unterschiedlichen rechtlichen 
Regelungen zwingend erscheint. Anschließend 
wird gefragt, durch welche Faktoren die Einstellun-
gen der Befragten 7.U den staatlichen Regelungen 
des Schwangcrschartsabbruchs am besten erklärt 
werden können. wie sich das für Veränderungen 
dieser Einstellungen über die Zeit verhält und wel-
che Differenzierungen sich nach der persönlichen 
Wichtigkeit der Problematik ergehen. Bei der Su-
che nach Erklärungsfaktoren wird grundsätzlich 
multivariat vorgegangen. Neben sozialstrukturcl~ 
Jen Größen werden auch verscllicdcnc Djmens.iu-
nen der allgememen politischen Orientierung. 
Werthaltungen sowie Einschätzungen der wirt-
schaftlichen Lage und der Lebensverhältnii;se in 
der Bundesrepublik einbezogen. Den Abschluß bil-
det eine Analyse des Einflusses der EinsteUungcn 
zu den staatlichen Regelungen des Schwanger-
schaftsabbruchs auf aktuelle Wahlabsichten bei 
Kontrolle längerfristiger Parteibindungen sowohl 
im Querschnitt als auch im Längsschnitt. 

2. Datenbasis 

Die Daten für diese Untersuchung stammen aus 
einer Wiederholungsbefragung, deren Verlauf das 
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rasche Tempo der deutschen Vereinigung wider-
spiegelt. Im Rahmen des von der Deutschen For-
schungsgemcin'iChaft geförderten Forschungspro-
jekts „Modelle des Wahlerverhalten„„. das der 
Verfasser mit J. W. Falter von der Universität 
Mainz durchführt. wurde diese dreiwellige Befra-
gung im Laufe des Jahres 1989 konzipiert - zu-
nächst natürlich nur für Westdeutschland. Nach 
Durchführung der ersten Erhcbung.'lwelle im Mai 
1~l mit etwas ühcr 2000 Befragten wurde bc-
~chlossen, angesichts der bevorstehenden VC"reini-
gung die zweüe und dritte Welle auf die neuen 
Bundesländer auszudehnen. Um den Kostenrah-
men konstant lU hallen. mußte die westdeutsche 
Teilstichprobe verkleinert werden. Jm Mai 1991 
wurden 932 Bundeshürgcr in d~n alten Bundeslän-
dern zum zweiten Mal und 606 in den neuen Llln· 
dern zum enoten Mal befragt. In der dritten b1.w. 
zweiten Welle im Mai 1992 wurden 716 bzw. 325 In-
terviews. realisiert. 

Gegenstand dieser Untenmthung waren nicht !<ipe· 
1iel1 Einstellungen zum Schwangerschaftsabbruch. 
sondern das Ziel war. wie der ·fitef des Projekts na-
helegt. ein möglichst umfassender Vergleich \'et· 
schiedener Modelle zur Erklärung individueller 
Wahlentscheidungen. Um in diesem Rahmen auch 
lKlgenannte „Distanzmodelle"" des WahlYcrhaltcns 
(vgl. z.B. Sloke!o 1%3) uuf ihre Gültigkeit üher-
prilfen zu können. also solche Modelle, welche die 
Übereinstimmung bzw. Nicht-Übereinuimmung 
mit Partcjen in umstrittenen politischen Sachfra· 
gen als wahlrelevant behaupten. wurde in jeder 
der Erhebungen eine Batterie sogenannter „Posi· 
tions-Issues·· vorgelegt. Die Befragten sollten da-
bei jeweils ihre eigene Position auf diesen Konti-
nua angeben und die von ihnen wahrgenommenen 
Positionen der einzelnen Parteien M>wic die per· 
sönliche Wichtigkeit der jeweiligen Frage. Ange· 
sichts der bei der ursprünglichen Konzeption der 
Untersuchung noch nicht a~hbaren ~pätercn 
Kontroverse um die VereinhcitJichung des Abtrci~ 
bungsrechts trifft es i>ich günstig, daß bereits in der 
ersten (rein westdeutschen) Befragung im FrUh-
jahr 1990 unter diesen Positions-lssues auch eines 
zu diesem Problembereich war. Diese frage wurde 
dann unverändert auch in den beiden späteren (ge-
samtdeutsc:hen) Erhebungen gestellt. Sie 1autele: 
„SoUten die staatlichen Bestimmungen so vcrün-
dert werden. daß ein SChwangerschaftsabbruch er-
leichtert wird, oder so, daß er erschwert wird?" 
Als Befragungshilfe wurde eine Skala mit den Wer-
ten von 1 bis 7 überreicht, wobei l für „erleichtert'" 
und 7 für „erschwert" stand. Dje Antwortmöglich-
keit „kann ich nicht sagen" war darauf vorgege-

hen. Nach Abfrage aller Positions-ls.-,ues (d.h. der 
eigenen Positionen der Probanden sowie der von 
ihnen perzipierten Positionen der Parteien} wur<k 
nach ihn:r pcr1ilmlichen Widuigkeir gefragt: „Und 
wie wichtig sind Ihnen persönlich die gerade ge-
nannten Themen? Bitte urteilen Sie anhand dieser 
Liste." Die Bcfntgungshilfe enthielt hier Abstu-
fungen \/On 1 flir .,völlig unwichtig" bis 5 für „sehr 
wichtig". 

3. Deskription der Einstellungen 

Tabelle 1 enthält einen ersten Vergleich der Ein~ 
ste11ungen zu den stalltlichen Regelungen des 
Schwangerschaftsabbruchs 7.Wi!'<Chen Ost- und 
Westdeutschlaml und zwischen Frauen und Män-
nern. Er zeigt einige interessante Gemeinsamkei-
ten und Unterschiede. Zunächsr tsr festzuhalten, 
daß in den neuen Bundesländern ein größerer An-
teil der Befragten eine Meinung zu diesem Thema 
hat als in Westdeutschland: dies gilt für Frauen und 
noch !>tllrkcr für Männer. In beiden Landesteilen 
nimmt der Anteil der Befragten mit einer Meinung 
von Befragung zu Befragung zu. Dies kann auf die 
zunehmende rnskussion über das Thema zuri.lck-
gehen, teilweise aber auch einen Paneleffekt dar-
stellen. weil Meinungslose (politisch weniger In~ 
teressierte) mit höherer wahrscheinlichkeit aU.'I ei-
ner derartigen Wiederholungsbefragung ausschei~ 
den, Ostdeutsche Befragte neigten stc1s noch stär~ 
ker einer Erleichterung der staatlichen Regelun„ 
gen zu als westdeutsche. Bei den letzteren ist z.wi~ 
sehen 1990 und 1991 ein deutlicher Sprung in Rieb· 
tung „Liber.disierung„ der Einstellungen festzu· 
stellen. der wohl damit zusammenhängr. daß 
durch die Medienberichterstattung jm Kontext der 
deutschen Vereinigung die in beiden Landesteilen 
unterschiedlichen Regelungen und die Notwendig-
keit einer Vereinheitlichung ins Bewußtsein rück-
ten, die notwendigerweise das westdeutsche Recht 
in Richtung des früher in Ostdeutschland gelten-
<kn verändern würde. 

Während die Unterschiede zwir.chen Ost und West 
zum Teil recht deutlich sind (wenn auch der Rich-
tung nach keineswegs unerwartet). Jassen 3.ich nur 
geringe Differenzen zwischen den Geschlechtern 
feststellen. A11ein die Anteile mit einer eigenen 
Meinung weichen in Westdeutschland stärker von-
einander ab, wobei - nicht überraschend - der An-
teil der Meinungslosen unrer Männern signifikant 
höher liegt als bei Frauen. In den neuen Bundes-
ländern ist das nicht der Fall. Insgesamt gesehen 
ist also der wichtigste Unterschied in den Bevölke-
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._„ 1 Einstellungen zur staatllcllen Regelung des Sc~ftl8bbfUCllt In Osl· und West-hland 
1990, 1991 und 1992. 

Gnamt 
Mittelwert au! der §·218-Sl<ala 
% mit Position dazu 
Mittlere personllcha Wk:htigl<el1 
% mit Angabe zur Wlchtigkett 
Zahl der Belragten 

Frauen 

3,4 2,9 2,9 
88,4 92, 1 93,0 
3,5 3,5 3,5 

99,6 98,4 99,9 
2007 932 716 

Ostclwtschland 
1991 1992 

2,3 
95,4 

3,8 
98,2 
606 

2,2 
98,2 
3.8 

99,7 
325 

Mittelwort au! der §-218-Skala 3,3 2,9 2,4 
96,7 

3,9 
96,4 

2,2 
97,5 

4,0 
99,4 
163 

% mit Position dazu 92,6 95,9 
MlltlerepersönlleheWlchtlgkei1 3,7 3,7 
% mit Angabe zur W!Chtigkett 99,7 98,5 
Zahl_~d_e_r_Belrag~~'-en~~~~~~~~~~~~~-9_88~_438 307 -Miltelwort auf der §-218-Skala 3,4 3,0 3,0 2,2 2, 1 
% mit Pos- dazu 85,5 89,2 91,6 94.6 98,8 
Mittlere pefSOnlicl1e WIChtiglc8il 3,3 3,3 3,3 3, 7 3, 7 
%mltAngabezurWichligkBit 99,5 98,2 99.9 98,0 100,0 
Zahl der Befragten 1021 494 384 299 162 
§-218-Skala: ..5oltten die staallictoen Belltimmungan so verindert werden, daß ein Scl>wangersehaftBabbruth er· 
lefctnert wird, oder so, daß er erschwert wird?" {Skafenvorgabe von 1 • „erlefchtert" bis 7• .,erschw8ff'; ~kann ich 
nlchl sagen"1"81-ben) 
Persönliche Wichöglceit: .Und Wie wichtig sjnd Ihnen persönlich cle gerade genannten Themen? Bine urteilen Sie 
anhand dieser Liste. M (Listenvorgabe: 1- .\l'Öjlig unwichtig•, 2• ,,nicht ao wichtig•, 3• .teilall:eHs•, 4• „wichtig•, S• 
.,sehrwtclrtlg") 

rungseinstellungen zur staatlichen Regelung des 
Schwangerschaftsabbruchs ein (kaum dramati· 
scher) Ost~Wesl·Gegensatz. der sich durch Mei-
nungsveränderungen in Westdeutschland zwischen 
1990 und 1991 abgeschwächt hat. Die ostdeu<· 
sehen Befragten standen 1991 und 1992 im Mittel 
einen guten Skalenpunkt entfernt vom Extrem-
wert unserer Skala „staatliche Regelungen erleich-
tern", die westdeutschen Befragten waren im Mit-
tel knapp zwei Skalenpunkte von diesem Extrem-
wert entfernt. 

Was die persönliche Wichtigkeit der Thematik an-
geht, so zeigt Tul:>elle l, daß zwischen den einzel· 
nen Erhebungszeitpunkten weder in Ost- noch in 
Westdeutschland irgendwelche Veränderungen 
aufgetreten sind. Angaben dazu wurden in allen 
Zeitpunkten von praktisch allen Befragten ge-
macht. Die Reihenfolge der persönlichen Wichtig-
keit zeigt ein eindeutiges und pJausibles Muater: 
Am unwichtigsten ist die Frage fUr Männer in 
Vkstdeutschland, etwas höhere und gleiche Werte 
weisen Männer in Ost- und Frauen in West-
deutschland auf, für Frauen in Ostdeutschland 
schließlich ist die Frage am wichtigsten. Diese Mit-

tclwerte auf der Wichtigkeitukala deuten auf eine 
schiefe Verteilung hin. Das hängt vor aUem damit 
zusammen, daß keine Rangordnung erzwungen 
wurde. Ohne solchen Zwang besteht die Neigung, 
aJles als mindestens „wichtig" zu deklarieren. wäh-
rend „ganz unwichtig'' oder „nicht so wichtig" re-
lativ seltene Antwonen sind. Deshalb muß man 
die persönliche Wichtigkeit des Themas im Ver-
gleich mit anderen politischen Streitfragen darstel-
len (Tubelle 2). 
Ein solcher Vergleich zeigt, daß die Problematik 
des Paragraphen 218 nicht zu den fOr die Proban-
den persönlich wichtigsten politischen Sachthe-
men zählt. Wir führen in Tubelle 2 dafür zwei Kri· 
terien auf, nämlich die mittleren Skalenwerte der 
Wichtigkeit und den Prountsatz der Einstufungen 
als „wichtig„ oder „sehr wichtig". Nach beiden 
Kriterien steht die Thematik in Westdeutschland 
am unteren Ende der persönlichen Wichtigkeit. 
Nur die Frage nach der Beteiligung der Bundesre-
publik. an militärischen Aktionen der Vereinten 
Na<ionen war im Mi<tel 1991 gleich (un)wichtig, 
1992 noch unwichtiger. Unter den in Ostdeutsch-
land vorgelegten Poshions-bsues nimmt das The-
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Tabetle 2 Persönliche Wichtigkeit des Themas Schwangerschaftsabbruch im Yerglefcfl ltl anderen 5achthemen. 

Westdeutschland Ostdeutschland 
1990 1991 1992 1991 1992 

§218 3,5 3,5 3,5 3,8 3,8 
54 56 54 66 68 

Arbeitszeitverkürzung vs. höhere Löhne 4,1 4,1 3,9 4,5 4,4 
79 80 76 91 89 

Beteiligung Deutschlands an Militäraktionen der UN 3,5 3,2 3,3 3,3 
57 44 46 47 

Notwendigkeit des Krieges gegen den Irak 3,8 3,3 
65 46 

Autoverkehr in Städten vs. öffentlicher Nahverkehr 3,8 3,9 3.8 
68 71 70 

F="inanzteUe Opfer für die deutsche Einheit 4,1 3,9 3.7 
79 70 63 

Geschwindigkeit der deutschen Eir»gung 3,6 
59 

Höhe der Sozialausgaben 4,1 
81 

Zuzug von Ausländern nach Deutschland 3,7 4,0 
82 72 

Arbeitsplät2e vs. Umweltschutz 4,7 4,8 
95 95 

Amnestie oder Strafverfolgung für SED und Stasi·Täler 3,7 3,4 
eo 47 

Der jeweils obere Wert gibt den Mittelwert auf der Skala der persönlichen Wlchtigkett von 1 bis 5 an, der )eWeils 
unfere den Prozen1satz der BelragJen mit Einslufung als „wichtig" oder • .sehr wichtig". 
-: nicht erhoben 

ma einen Mittelplati: ein. Außen. und sichcrhcits· 
politische Problemfelder sowie die Frage nach Ver· 
folgung oder Amnestie für Täter des ehemaligen 
Regimes waren im Mittel deutlich unwichtiger, 
während sozial· und wirtschaftspolitische Kon· 
fliktfelder mit großem Abstand als persönlich 
wichtiger eingeschätzt wurden. Wir haben es also 
in beiden Teilen Deutschlands mit einem Thema zu 
tun. da.'i bei aller Vehemenz verfassungsrechtlicher 
Disku~sionen und persönlicher Tragik für Betrof. 
fene im Durchschnitt der Bevülkerung als persün· 
lieh eher weniger wichtig eingestuft wird. Daraus 
ergeben sich klare Konsequenzen filr die erwartete 
Erklärbarkeit dieser Ein.steUungen und für ihre 
politische Relevanz: Je persönlich unwichtiger po· 
litische Probleme sind 1 desto eher ist zu erwarten. 
daß die Einstellungen dazu ein gewisses Ausmaß 
an Zufälligkeit und Beliebigkeit aufweisen, und 

desto weniger lsc zu crwarccn, daß solche Einstel· 
lunsen auf andere politische Einstellungen oder 
auf politisches Verhalten stark durchschlagen.2 

Eine aus Platzgründen hier nkhl wiedergegebene 
dctai\!icrte Analyse der persönlithen Wichtigkeit des 
Themas zeigt, daß sie in beiden 1..andcstcilcn am 
stärksten durch die dazu bezogene Position becin-
Dußr wird. Dje höchste Wichtigkeit wird von Proban-
den mh extremen Positionen (pro oder 1'ontra} ange· 
geben. Ferner ist die individuelle Stabilität der Posi· 
tion zum Paragraphen 218 zwischen den Erhebungs-
wellen bei Befragten mit großer persönlicher Wich· 
tigkcit deutlich höhet als bei solchen mit geringerer 
Wichtigkeit. Beide Befunde ent'Prechcn \röllig den 
Überlegungen von Converse (1964, 1970) über 
Struktur und Stabilität von Einstellungss)1itemen. 
Die entsprechenden Ergebnisse sind auf Anfrage 
vom Verfasser erhältlich. 
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4. Determinaatea der Position zur 
staatlichen Regela111 des 
Schwugersdlaftsabbm•hs 

4.1 Quendtaltulnlllyae 

Worauf können nun unterschiedliche Meinungen 
zur staatlichen Regelung des Schwangerschaftsab-
bruchs zurückgeführt werden? Um dieser Frage 
nachzugehen 1 wurden Regressionsanalysen der in-
dividuellen Positionen auf der Paragraph-218-Sk.a-
la auf die folgenden Variablen durchgeführt, deren 
Au.~wahl sich an den in der Einleitung in Anleh-
nung an die Literatur vorgerragenen Überlegun-
gen orientiert: Sozi.alstruk.tureller Hintergrund, 
demographische Merkmale und familiäre Lebens-
lage werden erfaßt durch Alter, Geschlecht, Bil-
dung, Familienstand, Haushalt11größe und Orts-
größenklasse (Variablen 1 bis 6 in Tabelle 3). Als 
lndikatoren der gt'-Cl\schaftlichen und politischen 
Wertorientierungen werden Konfession, Kirch· 
gangshäufigkeit und Religiosität des Bekannten-
kreises einbezogen, ferner die ASKO-Skala („Af-
finilät zu einem stabilen kognitiven Orientierungs· 
rahmen") von Schumann (1990) und eine Skala für 
die „politische Orientierung" (Variablen 7 bis 11 in 
Tabelle 3). Mit ihren Einzelitems faßt die ASKO· 
Skala in etwa die drei Dimensionen Konservatis-
mus. Rigidität und AmbiguiUitsintoleranz zusam-
men. ln die Skala der „politischen Orientierung" 
gehen mit gleichen Gewichten die Selbsteinstu-
fung auf dem Links-Rechts-Kontinuum sowie die 
Parteiidentifikation der Befragten ein. Letztere 
wurde zuvor wie folgt umkodiert: Befragte ohne 
Parteiidentifikation oder ohne Angabe erhielten 
den Wert Null, Befragte, die eine Identifikation 
mit einer in der Abtreibungsfrage eher restriktiven 
(liberalen) Partei angaben, erhielten den mit + 1 
(-1) multiplizierten Wert der Stärke ihrer ldentifi-
kation ( l bis 5 nach steigender Stärke) zugewie-
sen. 

Darüber hinaus gingen in die Regressionsschät-
zungen noch die beiden folgenden unabhängigen 
Variablen ein: Erstens eine Sk.ala für die Beurtei-
lung der wirtschaftlichen und sozialen Lage in 
Deutschland, die sich (mit gleichen Gewichten) 
aus den Einschätzungen der allgemeinen und der 
persönlichen wirtschaftlichen Situation, der Zu-
friedenheit mit dem S~tem sozialer Sicherung in 
der Bundesrepublik und dem Urteil Uber die Ent-
wicklung der letzten Jahre im Bereich der Gleich· 
berechtigung der Frau zusammensetzt. Zweiten!l 
eine Skala der politischen lnvolviertheit, die per 
Mittelwertbildung aus den Meßwerten zu politi-

schem Interesse und Medienkonsum gebildet wur-
de. Durch die zusätzliche Berücksichtigung dieser 
beiden Größen soll geprüft werden, ob die von 
den Probanden zum Paragraphen 218 bezogenen 
Positionen über ihre sozialstrukturelle Vcronung 
und Werthaltungen hinaus auch von Urteilen Uher 
die Lebensbedingungen im Land und/oder Mei-
nungsklimaeffekten beeinnußt werden. 
Die Schätzwerte in Tabelle 3 belegen überzeu-
gend, daß die f.•k1ä.rung für unterschiedliche indi-
viduelle Einstellungen zur staatlichen Regelung 
des Schwangen;chaftsahbruchs vor allem im Be-
reich der religiösen, gesellschafdichen und politi-
schen Grundorientierungen gefunden wird (wobei 
über hier -vernachtässigte Dri.ttvariablcn selbstver-
ständlich keine Aussage möglich ist). Die Betako-
effizienten der sozialstruk.turellen und demogra-
phischen Variablen liegen zwar in der Regel in 
plausiblerweil\C zu erwartenden Richtungen, über-
wiegend sind sie aber statistisch nichl signifikant 
von Null verschieden. Bei Kontrolle der übrigen 
Großen steigt die Opposition gegen Erleichterung 
der Abtreibung in den meisten Teilstichproben mit 
dem Alter leicht an - signifikant ist dieser Befund 
nur einmal. Signifikante geschlechtsspezifische 
Einstellungsmuster zu diesem Thema gibt es nicht: 
nach den dazu vertretenen Meinungen ist es defi-
nitiv kein „Frauenthema„. Gleiches gilt für die for-
male Bildung. Ledige Probanden stehen der Er-
leichterung des Schwangerschaftsabbruchs etwas 
aufgeschlossener gegenüber, aber auch dieser Be-
fund ist nur in einer Teilstichprobe signifikant. Die 
Haushaltsgröße hat in Westdeutschland überhaupt 
keinen Effekt, in llitdeut.~hland neigen Angehö-
rige größerer Haushalte eher einer Erleichterung 
des Abtreibungsrechts zu. Schließlich kann ein in 
Ostdeutschland schwaches und in Westdeutsch-
land etwas ausgeprägteres Stadt-Land-Gefälle der-
gestalt beobachtet werden, daß auch bei Kontrolle 
der übrigen Variablen Befragte in Dörfern und 
kleineren Städten in ihrer Haltung zur Abtrei-
bungsregelung elwas restriktiver sind als solche in 
größeren Städten. 
Durchgängig starke Effekte auf die Einstellungen 
zum Paragraphen 218 findet man nur bei den indi-
viduellen Wertorientierungen vor. In beiden Teilen 
Deutschlands ergeben sich für Konfessionszuge-
hörigkeit und Kirchgangshäufigkeit in 1991 und 
1992 fast identi!K:he Schätzwerte. Dabei gilt für 
alle Erhebungen, daß Katholiken weniger einer 
Erleichterung des Schwangerschaftsabbruchs zu-
neigen als Protsstanten und Konfessionslose, so-
fern die Kirchganphä.ufigkei\ nicht einbezogen 
wird (1991 wurde sie nicht erfragt). Sobald letztere 
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,_belle 3 Regrassionsanalyse der Position ZAJr staatlichen Regelung des Scnw&ngerschaftsabbruchs in Ost- und 
Westdeutschland. 

Westdeutschland Ostdeutschland 
Betakoeftlzient von 1990 1991 1992 1991 1992 

1 Alter 0.02 O,Q9o 0,07 0,04 0,00 
2 Frauen (Dummyvariable 0/1) -0,05 0,00 -0,05 0,00 o.oo 
3 Bildung -0,04 -0,04 0,00 0,07 0,00 

• Letßge {OumRl}'Variable 0/1) -0,07'> -0,06 --0,07 --0,01 --0,12 
5 Haushaltsgröße -0,01 0,03 -0.02 -0,ft• --0,05 
6 O~sgrOBa -o,oee --0,06 -0,12" --0,07 --0,02 
7 KathoUken (Dummyvatiable 011) 0.01 0,11• 0,07 0,13' 0,07 
6 Kirohgangshlufigk&it 0,13' o,21e 0.22< 
9 Religiosität im Bekanntenkreis 0,06• Q,14C 

10 ASKO-Skala 0,16' 0,11" 0,10• 0,12" 0,05 
11 Politische Orientierung o,13c 0,20' 0,12' 0,10• 0,12• 
12 Einschätzung der Lage 0,04 0,08' 0.11b 0,15e 0,100 
13 Pomisches Interesse und Medienkonsum -0,01 0,01 0,01 --0,08 --0,10 

R' 
N 

A2 nur Vsriab'9n 1 bis 6 
A2 nur Variablen 7 bis 11 
R2 nur Variable 12 
R2 l'IUf variable 13 

% der gesamten EtltlärungsJeislung: 
Variablen 1 t>is6 
VariabJen 7 bis 11 
Variable 12 
Variable 13 
a: p < 0,05 b:p < 0,01 c: p < 0,001 

jedoch zusätzlich in das Modell eingeht, ver-
schwindet der Effekt der Konfessionszugehörig-
keit- ein Befund, der sich mit denjenigen früherer 
Arbeiten und von Wilrox und Bcrry (1992) völlig 
deckt. Wird auch die Religiosität im jeweiligen Be· 
kanntenkreis einbezogen ( 1990 im Westen und 
1991 im Osten), hat sie stets signifikante Auswir-
kungen auf die Einstellungen zum Paragraphen 
218. Rinen weiteren starken Elfekt üben Konser-
vatismus und Rigidit:U (wie durch die ASKO-Skala 
gemessen) und die allgemeine politi!iche Orientie-
rung aus (Links-Rechts-Selbsteinstufung und 
Identifikation mit „Pro-" bzw. „Anti"-Abtrei-
bungsparteien). Alle diese Koeffizienten liegen in 
der erwarteten Richtung. 
Während der Index der politischen lnvolvierung 
(Interesse an und Medienkonsum über Politik) in 
Ostdeutschland mit der Ein.steUung zur staatlichen 
Regelung des Schwangerschaftsabbruchs derge-
stalt zusammenhängt. daß höhere politische Auf-
merksamkeit mit einer stärkeren Präferenz für Er~ 
leichterung einhergeht (allerdings sind diese Koef-
füjenten aufgrund der Fallzahlen nicht signifi-

o,1n 0,166 0,168 0,155 0,140 
1749 853 666 5n 319 

0,071 0,064 0,044 0,031 0,017 
0,159 0,135 0,134 0,114 0,099 
0,021 0.026 0,036 0,037 0,037 
0,000 0,000 0,000 0,010 0,009 

28 28 21 16 10 
63 59 63 59 61 

8 12 17 19 23 
0 0 0 5 6 

kant), ist dies im Westen nicht der Fall. Dagegen 
stehen die Einschätzungen der wirtschaftlichen 
Lage, der Entwicklung der Gleichberechtigung 
und des Sozialsystems der Bundesrepublik in der 
Regel in einer deutlichen Beziehung rnit diesen 
Einstellungen. in den Jahren 1991 und 1992 waren 
in beiden Landesteilen Befragte mif skeptischeren 
Einschätzungen auch durchgängig eher für eine 
Erleichterung des Abtreibungsrechts. Zwei Inter-
pretationen hierfür sind denkbar: Die EinstelJung 
zu diesem Thema könnte einerseits auch so etwas 
wie eine „Problemlösungskomponente" haben. 
Andererseits könnte Kritik am Paragraphen 218 
einfach eine der Ausdrucksfonnen für eine eher 
gesellschaftskritische Position sein. zusammenge-
nommen erklären unsere Variablen rund 17 Pro-
zent der Varianz in den Einstellungen zum Para-
graphen 218 in West- und rund 15 Prozent in Ost-
deutschland. Diese Werte sind sicherlich nicht ex-
orbitant hoch. Berücksichtigt man jedoch die zu-
mindest in Teilen der Bevölkerung relativ geringe 
persönJlche Wichtigkeit der Thematik, berücksich-
tigt man ferner, daß sicher eine ganze Reihe von 
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.._.„ 4 Aegreasionsanalyae der Po61tion zur staaUichen Regelung des Schwangerschaftsabbruchs nach per-
SOnlicher Wichtigkeit des Themas In Ost- und Wesldoutschland. 

Westdeutschland Ostdoutscl!land 
1990 1991 1992 1991 1992 

A B A B A B A B A B 

A2 Insgesamt 131 221 11e 166 112 237 143 189 151 182 
R2 nur Variablen 1 bis 6 061 082 056 059 033 057 056 014 059 054 
R2 nur Variablen 7 bis 11 111 191 092 133 057 201 084 135 083 122 
R2 nur Variable 12 007 036 017 024 021 041 003 061 023 039 
At nur VatiabJe 13 000 000 003 003 023 002 005 012 000 023 
N 749 1000 354 499 291 375 186 391 100 219 -----------
% der gesamten Erklärungsleistung: 
1bis6 34 27 34 27 25 19 38 

57 
2 
3 

6 
61 
27 

5 

38 
50 
14 
0 

23 
51 
16 
to 

7bis11 62 62 54 61 43 67 
12 4 12 10 11 16 14 
~13 ___ ~.-~ ____ o ___ o~--2 __ 1 __ 1_1 __ 1 
Die Numerierung der Variablen bezieht sich auf Tabelle 3. 
'ZJJr Vermeidung des Dezimalkommas wurden alle R2..W8rte mit 1000 multipliziert. 
A: § 218 .vOllig unwichtig•, .nicht eo wichtig· oder „teilsttens· 
B: § 218 .wJchtig" oder ..osl1r wlcl>lig" 

relevanten DrittvariabJen insbesondere aus dem 
Bereich der persönlichen Lebensverhältnisie und 
MoraJvorstcllungen in diese Analyse nicht einbe-
zogen werden können, dann kann sich die Erklä-
rungsleistung des Modells durchaus sehen lassen. 

4.2 Dilfennzlerung der Quenchnitt.nolyoe 
noch penönlkber Wicbligkelt des Themos 

Da Personen mit großer persönlicher Wichtigkeit 
der Problematik eine wesentlich höhere individu-
eJJe Stabilität ihrer Einstellungen zur staatlichen 
Regelung des Schwangerschaft111abbruchs aufwei-
sen als andere, liegt es nahe zu untersuchen, ob 
man bei einer entsprechenden Unterteilung der 
Stichproben zu unter.;chiedlich guten Erklärungen 
dieser EinstelJungen durch die hier einbezogenen 
Variablen gelangt. Die Vermutung liegt auf der 
Hand, daß die zufälligeren und instabileren Ein-
stellungen derjenigen, denen die Problematik 
nicht so wichtig ist, sich durch diese Größen weni-
ger gut erklären fassen aß bei denjenigen mit ho-
her persönlicher Wichtigkeit. Diese Erwartung 
wird durch Tubelle 4 voll bestlltist. In allen Erhe-
bungszeitpunkten ist die Varianzreduktionskraft 
unseres Modells bei den Probanden, die das The-
ma für „wichtig„ oder ,,sehr Wichtig" hallen, signi-
fikant höher als bei den übrigen Befragten. Dieser 
Unterschied ist in <kn neuen Bundesländern ge-
ringer ausgeprägt als in den alten. 
Bei dieser Gegenüberstellung ist ferner zu prüfen, 
ob sich in den nach Wichtigkeit des. Themas grup-

piertcn Teilstichproben systematische Unterschie-
de in der Erklärungskraft der cin7.elncn Gruppen 
von Variablen ergeben. Man könnte vermuten. 
daß der so1jalstrukturelle Hintergrund und die 
Einschätzung der wirtschaftlichen und sozialen 
Lage unabh:ingig von der persönlichen Wichtigkeit 
auf die Einstellungen zum Paragraphen 218 wir-
ken, während Wertorientierungen bei denjenigen 
erklärungsträchriger sind. die diese Frage für per-
sönlich wichtiger halten. Natürlich könnte es auch 
umgekehrt sein - in Abwesenheit einschlägiger 
Theorie kann man darüber nur spekulieren. Tabel-
le 4 .7.eigt jedoch, daß !tOlche Differenzierungen 
kaum existieren. Durchgängig gilt in Ost- wie in 
Westdeul$chland und in allen Erhebungswellen, 
daß alle Gruppen von F:rklärunwwariablen für die 
Einstellungen derjenigen mit geringerer Wichtig-
keit des Themas niedrigere Pnlgekraft besitzen als-
bei denjenigen Prohanden mit höherer persönli-
cher Wicbtjgkeit. 

4.3 Verinderunse• der Ein8Cellvqe11 zur 
1tu1Hcllen Reaelon1 deo 
S<bwoncerKhalbitl>bru ... 

Mit unserer Datenbasis einer Wiederholungsbefra-
gung können wir Ober die bisherigen Ergebnis5C 
hinaus auch nach den Ursachen für die Verände-
rungen dieser Einstellungen fragen. Dabei würde 
es wenig Sinn machen, alle Erklärungsgrößen der 
Tabelle 3 in die Analyse einzubeziehen, weil sich 
sozialstrukturelle und demographische Merkmale 
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Tabelle 5 RegressionS:Sflalyse dar Vera.nderung der Posnion zur staatlichen Regelung des Schwangerschafts· 
abbruchs. 

Setakoeftlzlent dar veränderung von 

Per&önliohe Wicht/gkett des Themas 
ASKO-Skala 
Polltische Orientierung 
Einschätzung der Lage 
Polil!sches Interesse und Medienkonsum 

Westdeu\schland 
1990/1991 199111992 

--0,18' --0,20' 
0,06 0,08 
0,151 0,06 

--0,02 0,04 
0,03 --0,05 

0,064 
284 

0,063 
180 

Clstdeutschland 
199111992 

--0,43' 
0,05 
0,12 

--0,05 
0,02 

0,214 
95 

In die Regresslonsanalyse wurden nur diejenigen Sefragten einbezogen, die Ihre Position zw~hen den angega.. 
benen Zeitpunkten um mindestens zwei Skelenwerte veränderten. 
a: p < o.os b: p < 0.01 c: p < o,oot 

zwischen so kurz auseinanderliegenden ~rhe­
bungszeitpunkten prakti~h nkht verändern. Ahn-
liches gilt flir Konfession und Kirchenbindung. 
Damit bleiben aus dieser Tabelle vier Größen üb-
rig, auf deren Veränderung in der Zeit die paralle-
len Verschiebungen der F.instelfungen :rum Para· 
graphen 218 bezogen werden können (ASKO-Ska-
Ja. pofüiscbe Orientjerung, Einschätzung der Lage 
in der Bundesrepublik. politische lnvolvicrtheit). 
Zusätzlich muß jedoch auch die Veränderung der 
persönlichen Wichtigkeit der Thematik unter die 
Prädiktoren aufgenommen werden, denn die Ver-
mutung liegt nahe. daß Meinungslinderungen auch 
durch Veränderungen in der persönlichen Wichtig-
keit entstehen können. Man kann sogar die Hy-
pothese fonllulieren, daß Veränderungen der per· 
sönlichen Wichtigkeit des Themas sich auf die Ein-
stellungen zum Paragraphen 218 besonders stark 
auswirken, weil sie vor a!Jem auf 7.Wei wichtige 
Faktoren zurückgehen, dje direkt in unserer Stu· 
die nicht gemessen wurden. Einerseits handelt es 
sich dabei um Veränderungen des Ausmaßes der 
individuellen Beschäftigung mit der Frage unter 
moralischen Gesichtspunkten, andererseits um 
Veränderungen der individue1Je11 Lebenslage, die 
das Thema persönlich wichtiger oder unwichtiger 
machen. Zunehmende oder abnehmende abstrak-
te Beschäftigung mit der Problematik und/oder zu-
nehmende oder abnehmende persönliche Betrof· 
fenheit, für die wir hier Veränderungen der per· 
sönlichen Bedeutung gewi.!fsermaßen als „Ersatz-
maß" verwenden, sollten skh aber sehr wohl in 
Meinungsänderungen zu den einschlägigen staatli-
chen Regelungen niederschlagen. 
Tu.belle 5 demonstriert, daß derartige Überlegun-
gen zutreffen. Veränderungen der persönlichen 
Bedeutung des Themas Schwangerschaftsabbruch 

sind die einzige Variable, die durchgängig einen 
hochsignifikanten Effekt auf Veränderungen der 
Eins1eJJung dazu ausübt- und zwar dergestalt, daß 
eine Zunahme der persönlichen Wichtigkeit mit 
der Forderung nach mehr Liberalität einhergeht 
und umgekehrt. In den in Tabelle 5 wiedergegebe-
nen Regressionsanalysen (in die nur solche Pro-
banden einbezogen wurden, die ihre Position zum 
Paragraphen 218 zwischen zwei aufeinander fol-
genden Meßzeitpunkten um mindestens zwei Ska· 
lcnwertc veränderten) erweist sich dieser Effekt 
als in den neuen Bundesländern besonders stark 
ausgeprägt. Alle anderen ErkJärungsvariabJen ha-
ben keine statistisch signifikanten Wirkungen - mit 
Ausnahme von Veränderungen der polilischen 
Grundorientierung in Westdeutschland zwischen 
1990 und 1991. Für die alten Bundesländer erklärt 
dieses Modell nur gut sechs Prozent, für die neuen 
aber immerhin Uber 21 Prozent der Varianz in den 
Veränderung~n der Einstellungen zum Paragra-
phen 218. Vor dem Hintergrund der politischen Si-
tuation und Entwicklung ist dieses Ergebnis sehr 
plausibel: Angesichts der Vorbereitung einer ge-
samtdeutschen Regelung konnte das Thema für 
Bürger Ostdeutschlands -je nach persönlicher Be-
troffenheit und/oder moralischem Engagement -
wichtiger werden, unwich1iger oder in der persön· 
liehen Bedeutung unverändert bleiben. Wurde es 
unwichtiger, konnte man sich der bevorstehenden 
Einschränkung gegenüber dem früheren DDR-
Recht durch entsprechende Verschiebung der eige-
nen Position auf dem Meinungi;.kontinuum anpas-
sen. Wurde das Thema aber in dieser Zeit - aus 
welchen Gründen auch immer - persönlich wichti-
ger, dann mußte in der Vorbereitung der gesamt-
deutschen Regelung ein Verlust gegenüber dem 
früheren DDR-Recht gesehen werden - und die 
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Position auf dem Meinungskontinuum venchob 
sich dann weiter zum Extrempol der Erleichterung 
der staatlichen Regelungen. 

Bedeutung. f'ür eine deranige Analyse genügt es 
nicht. Wahlabsichten mit diesen Einstellungen hi-
variat in Beziehung zu setzen, sondern es sind die 
Erkenntnisse der bisherigen Untersuchung zu be-
rücksichtigen. Dazu gehört zweierlei: Zum enten 
ist die allgemeine politische Orientierung der Pro-
banden zu kontrollieren, denn wir haben gesehen, 
daß sie einen signifikanten Einfluß auf die Position 
zum Paragraphen 218 ausübt. Da sie einen solchen 
definitiv auch auf die Wahlentscheidung hat, wür-
de der Verzicht auf Kontrolle zur Ermittlung von 
ScheinzuHmmenhängen führen. Zweitens ist die 
Differenzierung nach persönlicher Wichtigkeit dei; 

S. Zum Ehdluß der EinsteUuag zu den 
staatlichen Regelungen des Scbwanger-
11thaftsabbroebs auf die Wahlabsicht 

Für die politische Soziologie ist neben der Analyse 
der Bestimmungsfaktoren der Einstellungen zu 
staatlicher Regulation die Frage nach ihren Aus4 

wirk.ungen auf du Wahlverhalten von besonderer 

llbelle 6 Aegressionsanatyse zum Einfluß der Posttlon zur staatlk:hen Regelung des 5chwangerscha1tsabbruchs 
auf dle WB.hlabaicht. 

West<t•utscl!len<I 0.ld•utschland 
1990 1991 1992 1991 1992 

RogresslonsanaJyse ohne lnteraldlonstenn 
R2 insgesamt 0,635' 0,105' 0,699' 0,529' 0,606< 
R• PartsiidentHikation 0,633' 0,701' 0,698< 0,508' 0,598< 
R:! PositiOn zum§ 218 0,082' 0,087' O,OS5c 0,0641: 0,047' 
Anstieg R' duroh Elnbezlehoog der Position 0.002 0,004 0,001 0,021 0,008 

Rogresslonsanalyse mn lnfetUtk>nsterm Position • Wichflokelt 
R:! insgesamt 0,8311' 0,707' 0,699' 0,529' D.812' 
A2 POSiliOn zum § 2~ 8 plus lnteraktionsterm 0,063' 0,093' 0,055< 0,066' 0,081' 
Anstieg R' duroh Einbeziehung der Position 0,003 0.008 0,001 0,021 0,014 

Betal!oeffiziBnienimModellmH/rltenllltionat 
Parteiden1illkatlon 0,19' 0,82' 0,83' 0,69' 0,75' 
Position zum§ 218 0.01 o,11c 0,02 0,16< 0,19' 
lnteraldlonsterm 0,05' 0.05 0,02 -0,01 0,13" 

N 1n4 858 686 578 319 

Reg1'8SSionSSnslyse m;t lnlmktlonstsrm, nur Mdnner 
R2 insgesamt 0,657' 0,727' 0,733' 0,537' 0,699' 
R:!PartelidentHikation 0,655' 0,723' 0,732< 0,528< 0,698' 
R:! PosffiOn zum§ 218 plus frtfaraktionsterm 0.073' O.o78< o,oe1c 0,035'> 0,005 
Anstieg R' durch Einbeziehung der Position 0,002 0,004 0,001 0,009 0,001 
N 873 434 351 282 160 

ffegressionsanslyse mit /ntsrs/dioost6rm, nur FraUBn 
R•insgesamt 0,6140 Q,684C 0,860' 0,524' 0,548< 
R• ParteHdentlflka11on 0,61()• 0,675' 0,6511" 0,490" 0,502' 
R2 Position zum§ 218 pk.Je lnteraktlonaterm 0,055' 0,114' 0,049' 0,110< 0,162' 
Anstieg R' durch Einbeziehung der Poa~lon 0,004 0.009 0,002 0,034 0,046 
N 873 434 351 282 180 

Parteildentlflkallon und Wahlabsicht sind wie ft>lgt kodiert: 
1: lden11flkallon mll/Wahlabalcllt IOr eine zum Sthwangarschattsabbruch eher ,restrlktlva" Partei (CDU/CSU, Ra-

publiJcaner) 
0: Keine Angabe zu Parteiidentifikation bzw. Vlahlabalch1 
-1: ldenllllkallonmlllWahlab6lchtfOr eine zum Schwangelllch.eltoabbruch eher ,,)Jberale" Partei (SPD, FDP, Grüne, 

BQndnis 90, PDS) 
Zur Berechnung det lntera/dlonstonns wurde die porl<ln//che Wlchllgla!lt des Thernaa wie lolgt umkodiert: 1 = .voi-
lig unwichtig• bis „teilsllaHa". 2 • ~wichtig•, 3 • .,sehr wichtig". 
a: p < o,os b: p < 0,01 c: < 0.001 
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Themas (die sich unter 4.2 a1s rclevanl erwiesen 
hat) wieder aufzunehmen. Oie staatliche Rege-
lung des Schwangerschaftsabbruchs gehört im 
Durchschnitt nicht zu den persönlich wichtigsten 
politischen Sachfragen. Deshalb sollte man keine 
übertriebenen Erwartungen an die Wahlrelevanz 
der Einstellungen dazu haben. Man wird aber -
wenn überhaupt - Effekte auf die Wahlentschei-
dung viel eher bei denjenigen erwarten, denen das 
Thema persönlich wichtig ist. 
Um diesen Überlegungen Rechnung zu tragen. 
wurde wie folgt vorgegangen: Die Wahlabsicht 
wurde zuerst nur auf die Parteiidentifikation rcgrc-
dicrt (zur Kodierung beider Variablen !ii. Anmer-
kung zu Tabelle 6), dann allein au( die individuelle 
Position zum Paragraphen 218 und scllHeßlich auf 
beide gleichzeitig. Um der Möglichkeit Rechnung 
zu tragen, daß der Effekt der Position zum Para-
graphen 218 auf die Wahlabsicht je nach peOOnli· 
eher Wichtigkeit des Themas unterschiedlich aU!i· 
fäHt. wurde im nächsten Schritt zusätzlich ein ln-
teraktionstcnn (Position*Wichtigkeit) in das Rc-
gressionsmodell einbezogen. Die Ergebnisse zei-
gen {Th.belle 6), daß die Benicksichtigung der Par· 
leiidentifikation als Kontrollvariable unerläßlich 
ist. Bei bivariater Regression der Wahlabsicht nur 
auf die Position zum Paragraphen 218 (oder auf 
Position plus lnteraktionsterm) ergeben sich stets 
hochsignifikante erklärle Varian7.Bnteile. Ein ganz 
erheblicher Anteil davon ist aber auf die Prägung 
der Position durch die ParteiidentJfikation (vgr. Th· 
belle 3) zurückzuführen. Eine statistisch wirklich 
konservative Schätzung des Effekls der Einstel-
lung zu den staatlichen Regelungen zum Schwan-
gerschaftsabbruch auf die Wahlabsicht erhält man 
aus dem Anstieg der erklänen Varianz. wenn man 
die Position dazu (ohne und mit lnteraktionsterm) 
zusätzlich zur Parteiidentifikation in das Modell 
einbezieht. 
Diese Schät.7.ungen in Tabelle 6 belegen. daß die 
skeptische Erwartung, wonach ein im Vergleich zu 
anderen politischen Sachfragen für vieJe Befragte 
persönlich nicht sonderlich wichtiges Thema auch 
keine erheblichen Auswirkungen auf die Wahlab-
sichten haben dürfte, bestätigt wird. In West-
deutschland liegt die gesicherte Erklärungslei-
stung der Einstellung turn Paragraphen 218 in den 
\lerschiedenen Erhebungszeitpunkten nur zwi-
schen einem und vier Promil1e der Gesamtvarianz 
der Wahlabsichten, in Ostdeutschland sind es mit 
2,1bzw.0,8 Prozent etwas mehr, was dafür spricht, 
daß die Problematik in den neuen Ländern wahl-
re1evanter war und ist als in den alten. Die Grö--
ßenordnung der Betakocffizienten führt zu dersel-

ben Schlußfolgerung. Differenzierung nach per-
SÖnlicher Wichtigkeit durch Einführung des ent-
sprechenden lnteraktionsterms bewirkt eine be-
scheidene Zunahme der Erklärungsleistung, je-
doch nicht fUr alle Landesteile und Zeitpunkte 
einheitlich. Am stärksten stellt sich diese Differen-
zierung für Ostdeutschland im Frühjahr 1992 her-
aus, wo durch Einbeziehung des lnteraktionsterms 
die definitiv durch die Einstellung zum Paragra-
phen 218 erkJärte Varianz in den Wahlabsichten 
von 0,8 auf l.4 Prozent ansteigt. Die Betakoeffi-
zienten des Interaktionsterms haben fast aus-
nahmslos das erwartete positive Vorzeichen: Bei 
Probanden mit höherer persönlicher Wichtigkeit 
der Thematik ist der Effekt ihrer einschlägigen 
Einstellungen auf die Wahlabsichten stärker. 
Wir haben oben festgestetlt, daß die Meinung zum 
Paragraphen 2J8 insofern kein .,Frauenthema" ist, 
als sie sich zwischen Frauen und Männern bei Kon-
trolle von soziodemographischen Größen und 
Werthaltungen praktisch nicht unterscheidet. Das 
schließt jedoch nicht aus, daß diese Meinungen bei 
Märmern und Frauen unterschiedlich stark auf die 
Parteipräferenz durchschlagen. wobei man einen 
stärkeren Effekt bei den letzteren vermuten wird. 
Um dieser Frage nachzugehen, wurden die Re-
gressionen der Wahlabsicht auf die Parteiidentifi-
kation und die Position zum Paragraphen 218 
nochmals nach Geschlecht getrennt berechnet 
(unterer Teil der Tabelle 6). Dabei uigt sich, daß 
ein solcher Unterschied in der Wahlrelevanz des 
Themas in Westdeutschland nur sehr schwach aus-
geprägt ist. In Ostdeutschland dagegen ist er nicht 
unbeträchtJich. Die Varianz in den Wahlabsichten 
der dortigen Männer ]äßt 11ich im Quenchnitt des 
Frühjahrs 1991 zu knapp einem Prozent gesichert 
durch Einstellungen zum Paragraphen 218 erklä-
ren (und 1992 haben sie praktisch gar keine Aus-
wirkungen), während dieser Anteil bei den dorti-
gen Frauen zwischen 3,4 (1991) und 4,6 Prozent 
(1992) liegt. Frauen in Ostdeutschland denken 
also bei Kontrolle entsprechender DriUvariablen 
über die staatlichen Abtreibungsregelungen nicht 
anders als Männer, aber was sie dazu denken hat 
al1cin bei ihnen als den Hauptbetroffenen von Än-
derungen dieser Bestimmungen deutlichere Aus-
wirkungen für die aktuellen Parteipräferenun. 
Angesichts der Anlage un$Crer Studie als Wieder-
holungsbefragung können wir nun abschließend 
auch die Veränderungen der Wahlabsichten auf 
Veränderungen der Einstellungen zum Abtrei-
bungsrecht beziehen. Dabei muß wiederum die 
Veränderung der Parteiidentifikation als kausal 
vorgelagerte Drittvariable kontrolliert und nach 
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Tltbelle 7 Regressionaanalyse zum Einfluß von Verlnderungen der PosltiOn zur staatlichen Regelung des 
Schwangefl!Ch81tsabbruchs auf Ve<tnderungen der Wahlabsicht. 

Westdeutschland Ostdeutschland 199t/1992 
1990/1991 1991/1992 Gesamt Männer fralJ!'" 

Alle Belragtsn 
A2 lnsgeaamt 0,31Qt 0,212< 0,230' 0,329' 0,216' 
R2 VerAnderung der Partaüdentifikation 0,308C 0,212< 0,196' 0,313' 0,099< 
A2 Veranderung der Position 0.007• 0,000 0,008 0,006 0,113' 
II" Veränderung der Position plus lnlerakllonsterm 0,007 0,000 0,046' 0,018 0,163' 
Anstieg R2 durch Einbeziehung der Position 0.002 0,000 0,034 0,016 0,117 

N 7~ 519 310 158 15'1 
Nur Befragte ITBI zwischen 1, und~ _,,., Wahlabslchl 
R2 insgesamt 0.497t 0,343• 

0,341t 
0,001 
0,002 
0,002 

· R2 Veränderung der Parteiidentifikation 0,49SC 
R2 VerAnderung der Position 0,019 
II" Veranderung der Position plus lntoraktlonslerm 0,019 
Anstieg R2 durch Einbeziehung der Poeitlon 0.002 

N , 11!6 125 87 43 44 -------------Parteiidentifikation und Wahlabsicht definiert wie In Tabelle 8. 
a: p < 0,05 b: p < 0,01 c: p < 0,001 

dem Ausmaß der persönlichen Wichtigkeit analog 
zu Tabelk. 6 differenziert wetdcn. Entsprechende 
Regressionsergebnisse sind in Tabelle 7 wiederge~ 
geben - und zwar für alle Befragten mit vollständi-
gen Angaben in den beiden jeweiligen Zeitpunk-
ten insgesamt sowie nur für diejenigen mit zwi-
schen en;tem und zweitem Zeitpunkt veränderter 
Wahlabsicht, denn nur bei letzteren gibt es ja eine 
Veränderung der aktuellen polidschen Präferenz 
:z:u erklären. 
Diese Resultate weisen größte Parallelität zu den 
Ouerschnithbefunden auf. Die mit Abstand beste 
Erklärung für Veränderungen der Wahlabsicht 
zwischen zwei aufeinander folgenden Zeitpunkten 
liefern Veränderungen der Parteiidentifikation. In 
Westdeutschland erklären Vetiinderungen det 
Meinung zu den staatlichen Regelungen des 
Schwangerschaftsabbruchs selbst bei Einführung 
eines Interaktfonstenns zur Erfassung von je nach 
persönlicher Wichtigkeit unterschiedlicher Reak-
tionsstärke und bei Beschränkung der Analyse auf 
die Probanden mit zwischen den beiden Zeitpunk-
ten veränderter WahJabsicht nur einen minimalen 
Anteil der Varianz in der Veränderung der Wahlab-
sichten. Etwas anders sieht es wiederum in den 
neuen Bundesländern aus. Don, wo naturgemäß 
die Einstellungen zu und Bindungen an die politi-
schen Parteien noch nicht dasselbe Ausmaß an Sta-
bilität und Festigung erreicht haben können wie in 
Westdeutschland (Rattinger 1993), sind auch bei 

Kontrolle der Paneiidentifikation die politischen 
Konsequenzen von Meinungsä:nderungen zum Pa-
ragraphen 218 zwischen 1991 und 1992 deutlich 
sichtbar. Ebenso klar erkennbar ist dort der starke 
Effekt des lntcraktionsterms. Bei seirter Berück-
sichtigung und Beschränkung der Anal~ auf Pro-
banden mit veränderter Wahlabsicht vennögen 
Änderungen der Position zum Abtreibungsrecht 
zwischen diesen beiden Jahren immethin 6,9 Pro-
zent der Varianz in den Veränderungen der Wahl-
absichten gesichert zu erklären. Damit: entspricht 
dem Unterschied in der persönlichen Wichtigkeit 
des Themas zwi:K:ben den beiden Landesteilen ein 
patallelcr Abstand in seiner Wahlrelevanz. der sich 
sowohl im Querschnitt wie im Längsschnitt beob-
achten läßt. 
Nicht nur der Unterschied zwischen Ost- und 
Westdeutschland, sondern auch derjenige zwi-
schen den Geschlechtern in den neuen Ländern 
wird im Lllngsschniu voll bestätigt. Angesichts der 
minimalen Erltlä.rungsleistung von Veränderungen 
der Position zum Paragraphen 218 in Westdeutsch~ 
land erübrigt sich dort eine Aufspaltung der Analy-
se nach dem Geschlecht. Die letzten beiden Spal-
ten der Tu.belle 7 machen andererseits aber sehr 
deutlich, daß unser Thema vor allem bei ostdeut-
schen Frauen von erheblicher Bedeutung für Fluk-
tuationen der aktuellen Paneipräferenzen ist. Bei 
Beschränkung der Analyse auf solche Probanden, 
die zwischen 1991und1992 ihre Wahlabsichten ge-
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änden haben, lassen sich bei ostdeutschen Män-
nern 4..5 Prozent dieser Varianz durch Vcrä.ndcrun· 
gen der Meinungen zum Abtreibungsrecht erklä-
ren, bei den dortigen Frauen sind es sogar 18,4 
Prozent, ein trotz der niedrigen Fallzahlen hochsi-
gnifikantes Ergebni,;, Allein bei dieser Personen-
gruppe sind die Effekte der Ver~nderungen dießer 
Einstellungen auf solche der aktuellen WahJab--
sichten noch deutlich stärker als diejenigen von 
Veränderungen der Parteiidentifikation. Vereinfa-
chend kann man also zusammenfassen, daß die in· 
di\lidueUe Position zum Paragraphen 218 in den al· 
ten Bundesländel'O für die Wahlentscheidung in 
den letzten Jahren weitestgehend folgenlos und 
bei Männern in den neuen Ländern nur von gerin-
ger Bedeutung war, während sie bei den Frauen in 
der ex-DDR, der Gruppe mit der höchsten per-
sönlichen Wichtigkeit der Materie, erheblichen 
Einfluß au( aktuelle Parteipräferenzen und ihre 
Änderung ausübt. 

6. Absdtließende Bemerkungen 

Die vorstehende Untersuchung der Bcvölkerungs-
einsteUungen in den alten und neuen Bundeslän-
dern zu den staatlichen Regelungen des Schwan-
gerschaftsabbruchs zeigt interessante und plausi-
ble Differenzierungen zwischen Ostdeutschen und 
Westdeutschen und zwischen Männern und Frauen 
auf. Diese Unterschiede werden jedoch. was die 
Position zum Par.1grdphen 218 selbst angeht, weit-
gehend ausgelöscht, wenn man den sozialstruktu-
rellen Hintergrund der Befragten, ihre Wenhal-
tungen und ihre Einschätzungen der aktuellen 
winschaftlichen und sozialen Lage in Deutschland 
kontrolliert. Für die persönliche Wichtigkeit der 
Problematik gilt djes nicht in gleichem Außmaß: 
Frauen halten sie auch bei entsprechender Kon-
trolle fUr wichtiger als Männer und Ostdeutsche 
für wichtiger als Westdeutsche. Insgesamt gesehen 
handelt es sich aber - verglichen mit anderen The-
men- nur bei einer Minderheit um ein an der Spit-
ze der persönlichen Prioritätenskala rangierendes 
Thema. 
Bei der Analyse der Determinanten sowie der po-
litischen Konsequenzen der Haltung zum Paragra-
phen 218 erWeist sich die Beri.lcksichtigung der 
persönlichen Wichtigkeit der Frage als zentral. Die 
Meinungen von Befragten mit höherer persönli· 
eher Wichtigkeit sind in stärkerem Ausmaß erklär-
bar als diejenigen anderer Menschen, wobei Wert-
haltungen und politische Grundorientierungen 
(gegenüber sozialstrukturellen und demographi-

sehen Größen oder der Einschätzung der aktuel· 
len J,..ebensvcrhä.ltnisse in der Bundesrepublik.} die 
mit Abstand wirkungsmächtigeren Bestimmungs~ 
faktoren sind. Besonders deutlich zeigt sich die 
Notwendigkeit der Differenzierung nach persönli~ 
eher Wichtigkeit bei der Untersuchung der politi· 
sehen Konsequenzen dieser Einstellungen. Gene· 
reif ist das Thema von geringem Einfluß auf aktu· 
elle Parteipräferenzen, aber Befragte mit hoher 
persönlicher Wichtigkeit der Frage bilden erwar-
tungsgemäß eine Ausnahme, ganz besonders unter 
den Frauen in den neuen Bundesländern. Hin-
sichtlich der politischen Au11wirkungen solcher 
Einstellungen hilft al50 eine Uniformitätsannahme 
nicht weiter, vielmehr muß die Bevölkerung nach 
dem Grad ihrer Betroffenheit unterteilt werden, 
um zu sinnvollen Ergebnissen zu gelangen. 
Angesichts der bei solchen notwendigen Differen-
zierungen unvermeidlichen geringen fafüahlen ist 
es nicht möglich, die hier vorgelegte Analyse 
durch weitere fünschrä.nkung des ,;Themenpuhh-
kums" noch weiter aufzugliedern (z.B. etwa nach 
dem Lebensalter). Aber auch ohne derartige zu-
sätzliche Untersuchungsschritte kann festgehalten 
werden. daß die Problematik der Reform des Pa· 
ragraphen 21S der1.Cit vor allem bei Frauen in Ost-
deutschland beträchtliche Effekte auf die aktuel· 
Jen Parteipräferenzen hat. Dies kann wegen der 
asymmetrischen Konstellation kaum überraschen. 
Mit der Fristenlösung bei Beratungspflicht winkt 
den Westdeut\Chen eine (mehrheitlich gewtln:itch-
te} Liberalisierung des bisherigen Rechts. Für die 
neuen Länder. deren Bevölkerung vor dem Hin· 
tergrund der gewohnten Regelung noch freizügi-
ger denkt als die Westdeutschen, WÜrde bereits die 
beschlossene Novellierung des Paragraphen 218 
gewis.~ Einschränkungen bringen. die Aussicht 
auf Erzwingung einer lndik.ationenlösung muß als 
Bedrohung empfunden werden. SolUe das Bun-
desverfassungsgericht der vom Bundestag be-
schJossenen Reform eine Absage erteilen, wäre 
deshalb wohl noch von einer Verstärkung der 
Wahlrelevanz dieser Thematik in den neuen Län-
dern auszugehen. Die politischen und gesellschaft-
lichen Kontroversen um diese Frage würden sich 
in diesem FaJJ mit Sicherheit weiter verschärfen, 
und es wäre nicht auszuschließen. daß in der Folge 
auch in Westdeutschland die Bedeutung dieses 
Eiostcllungsbereiehs für Wahlabsichten und Wahl-
entscheidungen zunimmt, besonders natürlich bei 
den von diesen Regelungen persönlich am stärk-
sten Betroffenen. 
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